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Bereich Energie 

9. Die Energiewende muss vorangetrieben werden. Wie sehen Sie die wachsende Zahl von Windanlagen in der Nähe von Siedlungen? Bedarf es einer Erhöhung der gelten-
den Abstandsreglungen für Windräder? 

 

CDU SPD Bündnis90/Die Grünen FDP Die Linke 

Siehe Antwort zu Frage 8. 
 

Die schwarze-grüne Landesre-
gierung tut nicht genug, um 
den Ausbau der Windkraft an 
sinnvollen Standorten zu er-
möglichen. Die windstärksten 
Flächen in Hessen sind weitge-
hend Windausschlussgebiet, 
obwohl viele der dortigen 
Städte und Gemeinden Wind-
energie wollen, weil sie Wert-
schöpfung in strukturschwa-
che ländliche Räume bringt. 
Wir stehen zum Ziel des Ener-
giegipfelts, 2 Prozent der Lan-
desfläche für den Ausbau der 
Windenergie an Land bereitzu-
stellen. Dieses Ziel darf nicht 
zum Papiertiger verkommen. 
Wir werden daher einen jährli-
chen Energiewende-Bericht ein-
führen, der den Zubau der Er-
neuerbaren ermittelt und nach 
klaren Kriterien den Bedarf für 
politisches Nachsteuern aufzeigt. 
Um nachsteuern zu können, wird 
die Hessen-SPD mit einem neuen 
Landesentwicklungsplan dafür 
sorgen, dass windstarke Stand-
orte dann genutzt werden kön-
nen, wenn die betroffenen Kom-
munen dies wollen. Die dirigisti-
sche Landes- und 

Unsere Maßgabe ist, dass der 
Ausbau der Erneuerbaren so 
schnell und so schonend wie 
möglich vorgenommen wird. 
Dazu hat die Hessische Landesre-
gierung für den Ausbau der 
Windenergie zwei Prozent der 
Landesfläche als Vorrangfläche 
ausgewiesen. Das bedeutet, dass 
98 Prozent Hessens frei von 
Windkraft gehalten wird.   
Mit dem Bürgerforum Energie-
land Hessen haben wir ein Lan-
desprogramm geschaffen, dass 
die Kommunen dabei unter-
stützt, die Energiewende in Har-
monie mit den Bürgerinnen und 
Bürgern zu gestalten und dazu 
gemeinsame Lösungen zu entwi-
ckeln. Eine der Voraussetzungen 
dafür sind die bestehenden, ver-
bindlichen Abstandsregeln zu 
Siedlungen. Mindestens 1.000 
Meter müssen Windenergieanla-
gen von Wohnsiedlungen ent-
fernt sein. Das gilt selbst für erst 
geplante Wohnsiedlungen. Dort, 
wo Beeinträchtigungen befürch-
tet werden, können von den Re-
gierungspräsidien Einschränkun-
gen für den Betrieb der Anlage 
erlassen werden. Zudem werden 

Siehe Antwort zu Frage 8. 
 

Speziell die Errichtung von 
Windkraftanlagen gibt in Hes-
sen vielfältigen  
Anlass zu Diskussionen und kri-
tischen Fragen. Zur Sicherung 
der  
Wohnqualitäten hat das Land 
Hessen, mit der Übernahme der 
1000 Meter  
Abstandsregel, eine gute Vor-
kehrung getroffen. Beeinträchti-
gungen durch Schlagschatten, 
Discoeffekt sind so gut wie aus-
geschlossen, die Lärmwirkung 
von Windkraftanlagen stark be-
grenzt. Trotzdem sind wir aus 
verschiedenen Gründen (z.B. 
Naturschutz, Schutz des Grund-
wassers, Ertragsaussichten) für 
eine Überprüfung jedes einzel-
nen Standortes, in der auch die 
Wirkung auf besiedelte Flächen 
berücksichtigt werden soll. Nur 
in Ausnahmen, z.B. Repowering, 
könnte die Unterschreitung der 
Abstandsregel genehmigungsfä-
hig sein, wenn durch die Nord-
lage eines Anlagestandortes ge-
genüber der Siedlungsfläche 
ausgeschlossen ist, dass Schat-
tenwurf u.a. die Wohnqualität 
herabsetzen.  
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Regionalplanung ist zu unflexi-
bel. Wir werden mehr auf kom-
munale Selbstbestimmung set-
zen, weil so am besten Bürger-
beteiligung und Bürgerengage-
ment ermöglicht wird. Die bes-
ten Windräder sind die in den 
Händen von Kommunen, Stadt-
werken, Bürgerenergiegenossen-
schaften, Energieversorgern und 
Mittelständlern vor Ort, weil die 
Wertschöpfung in der Region 
bleibt. Dies zu organisieren, geht 
nicht durch Pläne von oben, die 
Gemeinden, Bürgern und Wirt-
schaft strikt vorgeben, wo ge-
baut werden darf und wo nicht. 
Im neuen Landesentwicklungs-
plan bleiben wir für neue Stand-
orte bei klaren Mindestabstän-
den zur Wohnbebauung, die mit 
1.000 Metern über gesetzlich ge-
forderte Abstände nach dem 
Bundes-Immissionsschutzgesetz 
hinausgehen. 
 
 

nach dem Bundesimmissions-
schutzgesetz (BImSchG) neben 
Geräuschimmissionen auch an-
dere Umwelteinwirkungen, die 
von Windkraftanlagen ausgehen 
können, beurteilt. Dazu gehören 
alle auf Menschen, Tiere und 
Pflanzen, den Boden, das Was-
ser, die Atmosphäre sowie Kul-
tur- und sonstige Sachgüter ein-
wirkende Luftverunreinigungen, 
Geräusche, Erschütterungen, 
Licht, Wärme, Strahlen und ähn-
liche Umwelteinwirkungen. Da-
her werden mit der in Hessen 
geltenden Abstandsregelung so-
wie mit den Vorgaben durch das 
BImSchG aus unserer Sicht allen 
Interessen Rechnung getragen.  
 
 

 

 


